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Bürgerbegutachtung, Stellungnahme zum Entwurf der

"NÖ Wohn- und Tagesbetreuungsverordnung"

Nachtrag zu unserer Stellungnahme vom 10.1.2006

Sehr geehrte Damen und Herren,

In unseren Ausführungen vom 10.1.2006 sind wir großteils sehr allgemein (vor Allem aus den persönlichen Erfahrungen) an das Thema herangegangen.


Neben den teilweise schon ausgeführten Schwerpunkten, wie:
a. Sicherung von Pflegequalität nach GUKG u. NÖ-SHG (entspr. Abschnitt 3, §7 und §8 der NÖ Pflegeheimverordnung)

b. Einhaltung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes, des  Ärztegesetzes, Heimvertragsgesetz sowie Heimaufenthaltsgesetz und sonstiger relevanter Rechtsbestimmungen

c. Beachtung von Gleichbehandlungsgrundsatz, Diskriminierungs​verbot, Bundes- Behindertengleichstellungsgesetz und Selbstbestimmungsrechten sowie grundsätzlicher Menschenrechte

gibt es im Detail noch sehr viel mehr Punkte, welche aus unserer Sicht im vorliegenden Entwurf dieser Verordnung nachgebessert oder ergänzt werden müssen, wie zum Beispiel:

1. Konkrete Pflegeschlüssel, also konkrete Zahlen, ob und wie viele Menschen mit höchster PG- Stufe durch welche Mindestzahl an qualifiziertem und gesetzlich befugtem Pflegepersonal betreut und gepflegt werden müssen

2. Hygienevorschriften, bzw. Nennung der relevanten Standards, sowie der diesbezüglich zuständigen Kontrollinstanzen (die unserer Sicht nach unverzichtbare Zuständigkeit der Sanitätsbehörde sollte betont werden)

3. Bestimmungen über Mindestaufnahmealter der Klienten, ggf. besondere Hinweise bzw. Regelungen für Betreuung von Kindern und Jugendlichen

4. Mindeststandards für Evaluierungen und Überprüfungen (wer nominiert und prüft die Prüfer?) 

5. Der Sozialabteilung übergeordnete und vom Land NÖ unabhängige Beschwerde- bzw. Prüfungsinstanzen

6. Regelmäßige, unangekündigte Überprüfungen durch Pflegeexperten, etwa durch eingehende, mehrtägige Beobachtung und nicht nur Blitzlichtaufnahme eines Kontrollbesuches

7. Konkrete, angemessene Mindest- Qualifikation für Wohngruppenleiter 

8. Regelung von verbindlichen Weiterbildungen der Betreuer 

9. verpflichtende Anwesenheitsregelung von Personal des gehobenen Dienstes nach GUKG bei hoher Pflegeintensität bzw. Pflegestufen (Nachtdienste etc.)

10. Vorgaben für Leitungsstruktur einer Trägerorganisation (für wie viele Einrichtungen (Klienten, Standorte, in welcher Entfernung) darf eine pädagogische bzw. die pflegerische Leitung zuständig sein)

11. Hepatitis- Untersuchung und Vorbeugung für Klienten und Betreuer

12. Pflichtuntersuchungen nach dem Bazillenausscheider- Gesetz 

13. Aufnahme- Untersuchung, sowie Ermöglichen regelmäßiger Vorsorgeuntersuchungen

14. verbindliche Pflegedokumentation nach GUKG nur durch befugtes Personal

15. Pflegeplanung und Förderungsplanung, sowie Definition entsprechender Ziele durch entsprechend qualifiziertes und befugtes Personal

16. Mindeststandards für Küche und mit Kochen beschäftigtem Personal

17. Vorgaben bezüglich Verpflegungsqualität zur Sicherstellung gesundheits​fördernder Ernährung (gemäß der Empfehlungen von Gesundheitsbehörden, sowie anerkannter Ernährungsgesellschaften, WHO etc.) 

18. Beachtung von Selbstbestimmungsrechten, wahrgenommen im Interesse des Klienten durch gesetzliche Vertreter, wenn der Heimbewohner geistig bzw. psychisch nicht in der Lage ist, über sich selbst zu bestimmen. Die Erläuterungen zu § 14 müssen daher die Rolle und Verantwortung der gesetzlichen Vertreter (bzw. Erziehungsberechtigten bei minderjährigen Bewohnern) entsprechend unterstreichen. Der Zusatz: „Eine Begrenzung finden die Bewohnerrechte durch die Zielsetzung und das Leistungsangebot der Einrichtung“ ist absolut inakzeptabel, da dies für weitreichende Schmälerung von Bewohnerrechten missbraucht werden kann!

19. Mindestforderungen für ein Leistungsangebot an Physio- und Ergotherapie sowie psychosozialer Betreuung

20. Sicherstellung freier Arztwahl durch den Rechtsträger bei stationären Wohn​einrichtungen.

Und vieles mehr, wie teilweise bereits im Schreiben vom 10.1.06 formuliert bzw. in der NÖ Pflegeheimverordnung oder aus anderen Rechtsquellen abzuleiten ist.

Mit freundlichen Grüßen 

Gerhard Lichtenauer, Ing. 
